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Kurzfassung

Bei der vorliegenden Revision des Gesundheitsgesetzes stehen Massnahmen der Tabakprévention im
Vordergrund. Diese basieren auf einem Uberparteilichen Auftrag des Kantonsrates vom 6. Juli 2005

und betreffen den Jugendschutz und den Nichtraucherschutz:

- Verkaufsverbot von Tabakwaren an Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren;

- Verbot von Werbung und Sponsoring fiir Tabak auf offentlichem Grund, auf privatem Grund, der
vom oOffentlichen Grund eingesehen werden kann, in Kinovorfiilhrungen sowie an Kultur- und
Sportveranstaltungen;

- Rauchverbot in geschlossenen Raumen, die der Offentlichkeit zugénglich sind, wie offentliche
Verwaltung, Spitaler, Heime, Schulen und Sportstatten (Variante 1) sowie zusatzlich in Kultur-
statten und in der Gastronomie (Variante 2). Beide Varianten sollen dem Volk in einer Vari-

antenabstimmung unterbreitet werden.

Der Bund hat ein neues Transplantationsgesetz verabschiedet, welches voraussichtlich auf den 1.
Januar 2007 in Kraft treten wird. Den Kantonen werden dabei verschiedene Vollzugsaufgaben zuge-
wiesen. Die wichtigste ist die Ernennung einer unabhangigen Instanz, welche den Aushahmen vom
Verbot der Entnahme regenerierbarer Gewebe und Zellen bei urteilsunfahigen oder unmiindigen Per-
sonen zustimmen muss. Als zustdndige Instanz wird das Departement des Innern bezeichnet, weil
das Fachwissen (lber medizinische und vormundschaftliche Fragen in diesem Departement vorhanden
ist.

Beziiglich Patientenrechts—-Beschwerden wird das Gesundheitsgesetz den veranderten rechtlichen Ver-
haltnissen im Offentlichen Spitalwesen angepasst, indem die Beschwerden an die Solothurner Spitéler
AG anstelle von verschiedenen kantonalen Spitdlern und Stiftungsspitdlern zu richten sind. Beziglich
Ethikkommission ist mit einer offeneren Formulierung der Tatsache Rechnung zu tragen, dass ab

2006 die Ethikkommission des Kantons Aargau auch fiir den Kanton Solothurn zustandig ist.

Der Beschluss soll dem Volk unterbreitet und hinsichtlich des Rauchverbots in geschlossenen Rau-
men (§ 6" Absatz 3) in zwei Varianten vorgelegt werden (Art. 35 Abs. 1 Buchstabe k und Art.
35 Abs. 2 der Kantonsverfassung).






Sehr geehrter Herr Prasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten lhnen nachfolgend Botschaft und Entwurf {iber die Anderung des Gesundheitsgeset-
zes. Im Vordergrund der Revision steht ein neuer Gesetzesartikel betreffend Tabakpravention, der
den Jugendschutz und den Nichtraucherschutz bezweckt. Es geht um ein Verbot des Verkaufs von
Tabakwaren an Jugendliche, um die Einschrdnkung von Werbung und Sponsoring fiir Tabakwaren

sowie um ein Rauchverbot in geschlossenen Raumen, die der Offentlichkeit zuganglich sind.

Daneben werden eine neue Vollzugsbestimmung zu neuem Bundesrecht ( Transplantationsgesetz)
eingefiigt und zwei Bestimmungen formell den veradnderten Verhéltnissen angepasst (Instanz fir Pati-

entenrechts-Beschwerden gegeniiber dem Personal im offentlichen Spital bzw. Ethikkommission) .

1. Tabakpravention

1.1 Ausgangslage

Am 6. Juli 2005 erklarte der Kantonsrat mit Beschluss Nr. A 250/2004 den {berparteilichen Auf-
trag ,Wirksame Tabakpravention“ erheblich. Der Auftrag des Kantonsrates verlangt die Priifung und

allenfalls die Umsetzung folgender Massnahmen:

- Abgabeverbot von Tabakwaren an Jugendliche unter 16 Jahren

Verstarkung der Praventionsarbeit an den Schulen

Schutz vor dem Passivrauchen in o6ffentlichen Raumen

- Werbeeinschrankung fiir Tabakwaren im o&ffentlichen Raum

Der Auftrag des Kantonsrates wurde u.a. damit begriindet, dass in der Schweiz jahrlich 8‘000 bis
10°000 Menschen an den Folgen des Tabakkonsums sterben, 400 Todesfélle pro Jahr allein auf

die Inhalation von Passivrauch zuriickzufiilhren sind und jahrlich Kosten in Milliardenhdhe anfallen.

Angesichts dieser Tatsachen ist ein Paradigmawechsel angezeigt: Nichtrauchen soll die Regel werden,
Rauchen die Ausnahme. Dabei geht es weder um Ausgrenzung oder Diskriminierung von Rauchen-
den noch um Missionierung oder Moralisierung, sondern um den konsequenten Jugendschutz und
den Schutz der Nichtrauchenden, die erwiesenermassen ein erhebliches Gesundheitsrisiko eingehen,
wenn sie dem Passivrauch ausgesetzt sind. Bezliglich Schutz der Nichtrauchenden und Werbung
zeigen Selbstbeschrankungen auf freiwilliger Basis keine relevante Wirkung, so dass eine gesetzliche

Regelung erforderlich ist.

Als Folge des Tabakkonsums entstehen in der Schweiz jahrlich Kosten von 5 Milliarden Franken;
1,2 Milliarden Franken fiir medizinische Behandlungen und 3,8 Milliarden Franken Erwerbsausfallkos—
ten. Nicht berilicksichtigt sind dabei die Folgekosten des Passivrauchens sowie die Ausgaben, welche

durch Bréande und Reinigung verursacht werden.

1.2 Gesetzesanderung



Rechtliche Grundlage fiir die Tabakpravention bilden Art. 100 der Kantonsverfassung, wonach der
Kanton zusammen mit den Gemeinden die gesundheitliche Vorsorge und Firsorge férdert, sowie das
Gesundheitsgesetz. Geméass § 8 des Gesundheitsgesetzes erldsst der Regierungsrat zur Verhiitung
von Gesundheitsschddigungen die erforderlichen gesundheitspolizeilichen Vorschriften, insbesondere
tuber Bau, Unterhalt und Bentitzung allgemein zugédnglicher Einrichtungen. Einschréankungen beziglich
Schutz der Nichtrauchenden koénnten somit auf Verordnungsebene erlassen werden. Fur Werbeein-
schrankungen sowie fir ein Abgabeverbot an Jugendliche besteht hingegen keine ausreichende ge-
setzliche Grundlage. Es handelt sich um Eingriffe in die Handels- und Gewerbefreiheit, was eine
Norm auf Gesetzesstufe erforderlich macht. Sinnvollerweise wird die gesetzliche Grundlage mit einem

neuen Artikel im Gesundheitsgesetz geschaffen.
1.3 Erlduterungen der Gesetzesbestimmung
1.3.1  Verkauf von Tabakwaren an Jugendliche (§ 6, Abs. 1)

Der Anteil der rauchenden Schilerinnen und Schiiler betragt rund ein Viertel. Fast die Halfte davon
mochte gerne mit dem Rauchen aufhdéren, bei den erwachsenen Raucherinnen und Rauchern sind

es sogar 61%. Personen, die vor dem 20. Lebensjahr zu rauchen anfangen, werden spater zu 95%
taglich Tabakprodukte konsumieren. Auch die Wahrscheinlichkeit des spéateren Konsums illegaler Dro-
gen wird durch das Rauchen erhéht. Deshalb muss ein wirksamer Jugendschutz ein konsequentes

Verkaufsverbot beinhalten. Folgerichtig wird in Absatz 1 von § 6°° der Verkauf von Tabakwaren an
Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren verboten. Hinsichtlich der Altersgrenze spielt die Kongruenz
mit dem Abgabeverbot von Alkohol eine Rolle: 16 Jahre fiir Bier und Wein, 18 Jahre fiir Alkoholika
Uiber 15 Vol%. Die bestehenden bzw. kurz vor der Beschlussfassung stehenden Regelungen anderer
Kantone sind uneinheitlich. Dem parlamentarischen Auftrag folgend wurde die Altersgrenze auf 16

Jahre festgelegt.

Um das Verkaufsverbot konsequent umsetzen zu kénnen, muss auch der Verkauf Uber Zigarettenau-
tomaten verhindert werden. Ausgenommen sind Automaten in Lokalen (wie in Deutschland ab 2007
vorgesehen), wo die Mdoglichkeit einer Alterskontrolle durch Verkauf von Jetons oder Chipkarten be-
steht.

Ein Verbot ohne stichprobenweise Kontrollen ist wenig wirksam. Die Praxis hat gezeigt, dass die ef-
fektivsten Kontrollen durch Testkdufe von Minderjahrigen erfolgen. Dies soll gesetzlich abgestiitzt wer-
den. Bei Verletzung des Verbotes sind gestiitzt auf § 63 des Gesundheitsgesetzes angemessene

Bussen auszusprechen.
1.3.2  Werbung und Sponsoring fiir Tabakwaren und alkoholische Getréanke (§ 6o , Abs. 2)

Zwar ist heute gemass Gesetzgebung auf Bundesebene die Werbung filir Tabakprodukte und alkoho-
lische Getrdnke in Radio und Fernsehen verboten, ebenso jegliche Werbung, die sich speziell an
Jugendliche unter 18 Jahren richtet. Trotzdem bestehen fir Tabak- und Alkoholwerbung noch viele
Mdoglichkeiten: Plakate, Kinos (Spots nach 19 Uhr erlaubt), Zeitungen, Sponsoring von Kultur- und

Sportveranstaltungen, direkte Promotion (ber Stande und Wettbewerbe.

Aus praventiver Sicht sind nicht nur fiir Tabakwaren konsequente Werbebeschrankungen erwiinscht,
sondern auch fir alkoholische Getréanke. Der Missbrauch von Alkohol verursacht erhebliche gesund-

heitliche und soziale Probleme. Insgesamt ist der Konsum alkoholischer Getrdnke zwar eher riicklau-



fig, er hat aber bei den Jugendlichen in besorgniserregendem Mass zugenommen. Die sozialen
Kosten des Alkoholmissbrauchs sind enorm. Man geht von insgesamt uber 6 Milliarden Franken pro

Jahr aus (direkte, indirekte und immaterielle Kosten).

60% der Vernehmlasser haben ein umfassendes Werbeverbot fiir Tabakwaren und alkoholische Ge-
trdnke - wie in der Vernehmlassungsvorlage vorgesehen — beflrwortet. Nur rund ein Viertel der
Vernehmlasser hat Werbeverbote als unverhéltnismassigen Eingriff in das Eigentumsrecht und die
Handels- und Gewerbefreiheit abgelehnt. Dabei war die Ablehnung des Werbeverbots fiir alkoholische
Getrénke leicht hoher als fiir Tabakwaren. Grund dafiir ist, dass bei kulturellen und sportlichen An-

lassen das Sponsoring (v.a. von Bierbrauereien) sehr haufig ist.

Die bisherigen Regelungen bzw. Gesetzesvorlagen in den anderen Kantonen sind uneineinheitlich. Die
Bandbreite umfasst konsequente Werbeverbote fiir Tabakwaren und alkoholische Getranke (BL, BS,
GE), Werbeverbote fiir Tabakwaren sowie alkoholische Getrénke (iber 15 Vol% und Mischgetrénke
mit Destillaten (VD, TG), Werbeverbote beschrénkt auf Tabakwaren (SG) sowie den Verzicht auf
Werbeverbote (FR, LU, SH, SZ).

Gegeniber dem Vernehmlassungsentwurf enthélt der vorliegende Gesetzesentwurf nur ein Werbeverbot
fir Tabakwaren, was dem Auftrag des Kantonsrates entspricht. Da sich bei alkoholischen Getrédnken
Werbung und Sponsoring in der Praxis meist auf Bier beziehen, wurde die Mittellosung (Werbever-
bot nur fiir alkoholische Getréanke Uber 15 Vol% ) nicht in Betracht gezogen. Dabei handelt es sich
um einen einstweiligen Entscheid. Die Entwicklung des Alkoholkonsums von Jugendlichen und der

Einfluss der Werbung werden weiter verfolgt.

Der Einfluss der Tabakwerbung auf das (spatere) Konsumverhalten von Kindern und Jugendlichen
ist gross. Diese sind flr Zigarettenwerbung viel stérker empfénglich als Erwachsene und konnen der
Anziehungskraft und den Verlockungen von Werbekampagnen kaum widerstehen. Deshalb richten sich
die Marketingstrategien der Tabakindustrie auch an Jugendliche. Wird der Jugendschutz ernst ge-

nommen, ist die Einschrankung der Werbung eine zentrale Massnahme.

Die Warnungen vor negativen Auswirkungen auf die Arbeitspldtze sind unbegriindet. Wenn der Ta-
bakkonsum sinkt, wird das freigewordene Geld fiir andere Konsumglter ausgegeben. Die Reduktion
des Tabakkonsums bedeutet angesichts der gravierenden gesundheitlichen Folgen des Rauchens

volkswirtschaftlich ohnehin einen Gewinn. Die Auswirkungen auf die Werbebranche sind zudem als
gering einzuschatzen, betrdgt doch der Werbeanteil der Tabakindustrie nur 1,5% des Gesamtvolu-

mens.

Die Tabakwerbung beeinflusst nicht nur die Markenwahl, sondern erhéht auch den Gesamtkonsum.
Dementsprechend wirksam sind konsequente Werbeverbote, was Zahlen aus Landern wie Neuseeland,
Finnland und Norwegen mit einem Riickgang des Tabakkonsums von iber 30% aufs Eindriicklichste

belegen.

Im Kanton Solothurn soll die o6ffentlich sichtbare Plakatwerbung verboten werden. Zudem wird die
Werbung im Kino ergédnzend zu den bundesrechtlichen Bestimmungen auch im Abendprogramm ver-
boten. Da Sponsoring und Werbung auch an o6ffentlichen Kultur— und Sportveranstaltungen verboten
sein sollen, sind die wichtigsten Bereiche der Tabakwerbung abgedeckt, mit welchen Kinder und Ju-

gendliche in Berihrung kommen. Auf ein kantonales Verbot fir Tabak- werbung in Publikumszeit-



schriften und Tageszeitungen wird verzichtet, da die meisten Presse-erzeugnisse regional, wenn nicht

sogar national oder international verbreitet werden.
1.3.3  Schutz der Nichtrauchenden (§ 6°°, Abs. 3)

Der Passivrauch verursacht gravierende gesundheitliche Schaden. Er kann bei exponierten Nichtrau—
chenden Lungenkrebs, Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Asthma und Infektionen der Atemwege verursa-
chen. Bei Nichtrauchenden reicht eine einmalige, halbstiindige Exposition im Passivrauch aus, um
das Herz zu schwachen. Das Risiko eines Hirnschlags ist bei Nichtrauchenden, welche dem Passiv-

rauch ausgesetzt sind, doppelt so hoch wie bei Nichtexponierten.

Die Halfte der dem Tabakrauch ausgesetzten Gé&ste in Restaurants fiihlt sich wegen des Passiv-
rauchs sehr stark oder ziemlich stark belastigt. In Irland, Norwegen, Schweden und Italien gilt ein

generelles Rauchverbot in Pubs und Restaurants.

Auf Bundesebene ist die parlamentarische Initiative Gutzwiller vom 8. Oktober 2004 hangig, welche
den ,Schutz der Bevélkerung und der Wirtschaft vor dem Passivrauchen® verlangt. Der ganze Be-
reich des privatrechtlichen Arbeitsrechts liegt in der Kompetenz des Bundes. Bei den kantonalrechtli-
chen Arbeitsverhaltnissen sowie im 6&ffentlich zugénglichen Raum kénnen jedoch die Kantone Bestim-

mungen erlassen.

Die Stimmberechtigten des Kantons Tessin befiurworteten am 12. Marz 2006 mit einem Ja-
Stimmenanteil von 79% ein Gesetz, wonach offentlich zugdngliche R&ume rauchfrei zu gestalten sind,
was insbesondere auch fiir Gastronomiebetriebe gilt. In den Gastgewerbegesetzen der Kantone Bern,
Zirich und Aargau gibt es Bestimmungen, dass getrennte Platze fiir rauchende und nichtrauchende
Géaste angeboten werden sollen, falls es die betrieblichen Mdglichkeiten erlauben. Diese auf Freiwil-

ligkeit basierenden Bestimmungen zeigen aber kaum Wirkung.

Angesichts der gravierenden Auswirkungen des Passivrauchs auf Nichtrauchende ist im Kanton Solo-
thurn ein mdglichst umfassender Schutz fiir Nichtrauchende anzustreben. Es geht um den Schutz der
Freiheit jedes Menschen, nicht rauchen zu missen, wenn er dies nicht will. Daher ist in § 6°°
Abs. 3 ein generelles Rauchverbot in geschlossenen, allgemein zugénglichen R&umen vorgesehen.
Die beispielhafte, nicht abschliessende Aufzdhlung zeigt, was unter o&ffentlich zugénglichen R&umen

verstanden wird. Dazu gehdren auch Spitdler, Heime, Schulen und Kindergarten.

Der Beschluss soll dem Volk in einer Variantenabstimmung unterbreitet werden (Art. 35 Abs. 1
Buchstabe k und Art. 35 Abs. 2 der Kantonsverfassung). Das Rauchverbot in geschlossenen Rau-
men (§ 6°° Absatz 3) soll in zwei Varianten vorgelegt werden. Die Abstimmung findet nach dem
Verfahren mit bedingter Eventualabstimmung statt (Doppel-Ja mit Stichfrage geméss § 74 des Ge-
setzes Uber die politischen Rechte). Nach Variante 1 sind geschlossene Raume in Gebduden der
offentlichen Verwaltung, in Spitdlern, Heimen, Sportstatten, Schulen, Kindergérten und anderen Bil-
dungsstatten dem Rauchverbot unterworfen. In Variante 2 sind zuséatzlich Kulturstdtten und alle Be-
reiche der Gastronomie dem Rauchverbot unterworfen. Bei beiden Varianten kdnnen getrennte und
entsprechend gekennzeichnete Raume mit ausreichender Beliiftung flir Rauchende vorgesehen werden.
Ein Serviceverbot in diesen Raumen von Gastronomiebetrieben, wie von verschiedenen Vernehmlas-
sern gefordert, wurde nicht aufgenommen, weil dies in der Arbeitsgesetzgebung des Bundes festge-

legt werden miisste.



Gemass § 6" Abs. 3 ist das Rauchen in Schulen, Kindergarten und anderen Bildungsstatten ver-
boten. Dieses Verbot erstreckt sich nur auf den Innenraum. Die Regelung des Aussenraums, wie
des Schulareals, wird den einzelnen Schulen (berlassen. Ein generelles Rauchverbot auf dem gan-

zen Schulgeldnde ware ein wichtiges Signal fiir die Schilerinnen und Schiiler.
1.3.4  Ubergangsbestimmungen (§ 65, Abs. 3)

Bei den Massnahmen, die verstarkt in die Handels- und Gewerbefreiheit eingreifen oder langerfristige
Dispositionen der Inhaber von betroffenen Einrichtungen erfordern, sind Ubergangsfristen fiir die Um-
setzung der Verbote angezeigt. Fir das Verbot des Verkaufs von Tabakwaren {ber Automaten und
beim Rauchverbot in geschlossenen Raumen, die der Offentlichkeit zugénglich sind, ist die Uber-
gangsfrist in § 65 Abs. 3 auf zwei Jahre nach Inkrafttreten der Gesetzesdnderung festgelegt. Diese
Ubergangsfrist soll Kulturstitten und Gastronomie-Betrieben geniigend Zeit geben, getrennte R&ume

mit ausreichender Liftung fir Rauchende zu planen und zu realisieren.

2. Vollzug des Transplantationsgesetzes

Der Bund hat ein neues Gesetz uUber die Transplantation von Organen, Geweben und Zellen

( Transplantationsgesetz) erlassen, welches voraussichtlich per 1. Januar 2007 in Kraft tritt. Das
Gesetz geht vom Grundsatz aus, dass urteilsunfahigen oder unmiindigen Personen keine Organe,
Gewebe oder Zellen entnommen werden durfen. Ausnahmen sind unter ganz bestimmten Vorausset-
zungen mdoglich, welche durch eine unabhangige Instanz Uberprift werden missen. Die Kantone ha-
ben diese Instanz zu bezeichnen und das Verfahren zu regeln. Da es bei der Uberpriifung der Vo-
raussetzungen um medizinische und vormundschaftliche Fragen geht, drangt es sich auf, das Depar-
tement des Innern, in welchem sowohl die zweite Aufsichtsinstanz Uber das Vormundschaftswesen
(Amt fir soziale Sicherheit) als auch das medizinische Fachwissen (Gesundheitsamt) integriert
sind, als zustdndige Instanz zu bezeichnen. Das Verfahren soll in der Vollzugsverordnung zum Ge-

sundheitsgesetz geregelt werden.

3. Weitere Anderungen

Zwei Bestimmungen werden formell den geénderten Verhéltnissen angepasst:

- Bei den Patientenrechts-Beschwerden ist der neuen rechtlichen Situation im o&ffentlichen Spitalwe-
sen Rechnung zu tragen. Die Beschwerden sind geméass § 42 Absatz 1 Bst. b) an die neu
gegriindete Solothurner Spitdler AG zu richten (anstelle von verschiedenen kantonalen Spitalern
und Stiftungsspitalern) .

- Bezlglich Ethikkommission (§ 51°°) wird mit einer offeneren Formulierung bericksichtigt, dass
ab 2006 die Ethikkommission des Kantons Aargau auch fir den Kanton Solothurn zusténdig ist
(Vereinbarung zwischen den beiden Kantonen).

4. Antrag

Wir bitten Sie, auf die Vorlage einzutreten und dem nachfolgenden Beschlussesentwurf zuzustimmen.
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Im Namen des Regierungsrates

Christian Wanner Yolanda Studer

Landammann Staatsschreiber-Stv.






5. Beschlussesentwurf

Anderung des Gesundheitsgesetzes

Der Kantonsrat von Solothurn,

gestiitzt auf Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe k), Artikel 35 Absatz 2 und Artikel 100 der Verfassung
des Kantons Solothurn vom 8. Juni 1986') sowie § 74 des Gesetzes iiber die politischen Rechte
vom 22. September 1996°), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates
vom 20. Juni 2006 (RRB Nr. 2006/1184), beschliesst:

Das Gesundheitsgesetz vom 27. Januar 1999') wird wie folgt geéndert:

Als § 6°° wird eingefigt:

§ 6 b) Alkohol- und Tabakprévention

" Der Verkauf von Tabakwaren an Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren sowie der Verkauf (ber

Automaten ist verboten, soweit diese nicht im Innern eines Lokales stehen und der Bezug uber vom
Personal verkaufte Jetons erfolgt. Das Verkaufspersonal kann in Zweifelsféllen einen Ausweis verlan-
gen, um das Alter der Kunden zu Uuberprifen. Fir die vom Departement durchzufiihrenden Kontrollen

kénnen Testkdufe durch Minderjdhrige vorgenommen werden.

g Werbung und Sponsoring fiir Tabak ist verboten auf o6ffentlichem Grund, auf privatem Grund, der

vom Offentlichen Grund eingesehen werden kann, in Kinovorfihrungen sowie an Kultur- und Sport-
veranstaltungen.

Variante 1:

*In geschlossenen Raumen, die der Offentlichkeit zuganglich sind, wie in Gebauden der &ffentlichen
Verwaltung, in Spitdlern, Heimen, Sportstatten, Schulen, Kindergarten und anderen Bildungsstatten ist
das Rauchen verboten. Getrennte und entsprechend gekennzeichnete Raume mit ausreichender Beliif-

tung koénnen fir Rauchende vorgesehen werden.
Variante 2:

> In geschlossenen Raumen, die der Offentlichkeit zugénglich sind, wie in Geb&uden der 6ffentlichen
Verwaltung, in Spitdlern, Heimen, Kultur- und Sportstatten, Schulen, Kindergarten und anderen Bil-
dungsstatten und in allen Bereichen der Gastronomie ist das Rauchen verboten. Getrennte und ent-
sprechend gekennzeichnete R&ume mit ausreichender Beliliftung koénnen fiir Rauchende vorgesehen

werden.

Als § 36" wird eingefiigt:

§ 36" d) Besonderer Schutz urteilsunfihiger oder unmiindiger Personen

') BGS 111.1.
) BGS 113.111.
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1 Urteilsunfahigen oder unmiindigen Personen dirfen keine Organe, Gewebe und Zellen entnommen

werden.

2 Ausnahmen gemass Art. 13 Abs. 2 lit. | des Bundesgesetzes Uber die Transplantation von Orga-

nen, Geweben und Zellen' werden durch das Departement des Innern erteilt. Der Regierungsrat re-

gelt das Verfahren auf dem Verordnungsweg.

§ 42 Absatz 1 Buchstabe b) lautet neu:

b) die Solothurner Spitdler AG gegeniber ihrem Personal.

§ 51°° lautet neu:

§ 51°° d) Ethikkommission
Der Regierungsrat wahlt eine kantonale Ethikkommission. Er kann die Ethikkommission eines anderen

Kantons flr zusténdig erklaren.

Als § 65 Absatz 3 wird eingefligt:

> Fur die Umsetzung des Verbots des Verkaufs (ber Automaten gemass § 6” Abs. 1 und fiir die

Umsetzung des Rauchverbots in geschlossenen Raumen, die der Offentlichkeit zuganglich sind, ge-

bis

mass § 6°° Abs. 3 gilt eine Ubergangsfrist von 2 Jahren nach Inkrafttreten der Gesetzesanderung.

Il
Der Kantonsrat unterstellt den Beschluss von sich aus gemdss Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe k)
der Verfassung des Kantons Solothurn der Volksabstimmung. Die Bestimmung von § 6°° Absatz 3

wird in zwei Varianten der Abstimmung unterbreitet.

Diese Anderungen treten nach Annahme durch das Volk auf einen vom Regierungsrat zu bestim-

menden Zeitpunkt in Kraft.

Im Namen des Kantonsrates

Prasident Ratssekretar

Dieser Beschluss unterliegt dem ..................... Referendum.

Verteiler KRB

'Y GS 94, 739 (BGS 811.1).



14

Departement des Innern, Gesundheitsamt (4); HS, BP, HB, BS
Parlamentsdienste

Kant. Finanzkontrolle

GS

BGS



	1. Tabakprävention
	1.1 Ausgangslage
	1.2 Gesetzesänderung
	1.3 Erläuterungen der Gesetzesbestimmung
	1.3.1 Verkauf von Tabakwaren an Jugendliche (§ 6bis , Abs. 1)
	1.3.2 Werbung und Sponsoring für Tabakwaren und alkoholische Getränke (§ 6bis , Abs. 2)
	1.3.3 Schutz der Nichtrauchenden (§ 6bis , Abs. 3)
	1.3.4 Übergangsbestimmungen (§ 65 , Abs. 3)


	2. Vollzug des Transplantationsgesetzes
	3. Weitere Änderungen
	4. Antrag
	5. Beschlussesentwurf
	I.
	II.

